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� … können nicht mit Geld umgehen … ?

� … sollten mal den Gürtel enger schnallen, 
mal auf Urlaub verzichten … ?

� … „Eins-Zwei-Drei- schuldenfrei“ !?
(die Langenfelder Patentrezepte…)

� Ziel heute: 
einen Eindruck von Zusammenhängen 
und Größenordnungen vermitteln
(schlaglichtartig) 



Pro-Kopf-Schulden einer/s Bochumer Bürgers/in
(31.12.2011)
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Konzern Stadt Bochum
(Kernverwaltung: Schule, Kultur, Sport, Bäder, Abwasserentsorgung, Bestattungen u.v.a.,

Töchter: ÖPNV, Abfallentsorgung, Straßenreinigung, Energieversorgung,  Wirtschaftsförderung u.v.a.)
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� gesamte Aktiva 4,5 Mrd €

� Rückstellungen 1,2 Mrd €

� Schulden 1,5 Mrd €

� Eigenkapital 1,2 Mrd €

� DefizitDefizitDefizitDefizit 100 100 100 100 MioMioMioMio €€€€

Der erste Konzernabschluss der Stadt Bochum 

wird voraussichtlich im Sommer 2014 vorliegen.



fehlende Arbeitsplätze durch ungünstige Wirtschaftsstruktur

Steuerschwäche im Strukturwandel (altindustrialisierte Regionen)

Einwohnerverluste u.a.

Solidarbeitrag Ost 
(Infrastrukturaufbau Ost finanziert über Kassenkredite West)

überproportional ansteigende Sozialtransfers

Grundsicherung für Arbeitssuchende (KdU im SGB II)

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (SGB XII)

Eingliederungs- und Behindertenhilfe
… perspektivisch Entlastungen durch den Bund (Fiskalpakt 2012!?)

ständige Aufgabenzuwächse ohne finanziellen Ausgleich (Konnexität)

wiederholte Eingriffe in die Steuererträge

Jahrhundert-Steuerreform 2000, Unternehmensteuerreform 2008

schleichende Belastungen durch kommunalfeindliche Steuergesetze

Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 / 2009



Beschäftigten-Entwicklung im NRW-Vergleich
(sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 2003 - 2012)
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Quelle: Prognos Zukunftsatlas 2013 (im Auftrag des Handelsblatts), veröffentlicht am 09.11.2013

Auszug aus „Zukunftsatlas 2013“Auszug aus „Zukunftsatlas 2013“Auszug aus „Zukunftsatlas 2013“Auszug aus „Zukunftsatlas 2013“



Verletzungen des Konnexitätsprinzips

(Bund und Land) 

EU-Richtlinien, -Regelungen 

und –Reglementierungen

kommunale Daseinsvorsorge und EU-Binnenmarkt 

Euro-Raum und einheitliche Kapitalmärkte



� Ausweitung der kommunalen Krankenhausfinanzierung

� Kürzungen der ÖPNV-Finanzierung

� Kommunalisierung der Schulsozialarbeit

� Folgekosten der Inklusion

� Finanzierung der Deutschen Einheit
(Beitrag zum Fonds Deutsche Einheit entspricht Bochumer Kassenkrediten)

� Wachstumsbeschleunigungsgesetz

� elektronischer Personalausweis

� Folgekosten der Freizügigkeit 

� Kommunalisierung der Versorgung von Flüchtlingen

� sukzessive Aushöhlung der Gewerbesteuer   



� Objektsteuern und Äquivalenzprinzip
(kein Anspruch auf eine bestimmte staatliche Leistung)

� Verschlimmbesserungen:
◦ 1969: Gewerbesteuerumlage für Bund und Länder

◦ 1978: Abschaffung Bemessungsgrundlage Lohnsumme

◦ 1983: Begrenzung der Hinzurechnung von Dauerschuldzinsen

◦ 1998: Abschaffung Bemessungsgrundlage Gewerbekapital 

◦ 2007: Abschaffung der Hinzurechnung von Mieten und Pachten

◦ 2008: Diverses
� Anrechnung der Gewerbesteuerbelastung auf die Einkommensteuerschuld (3,8fach BMG) 

� Hinzurechnung von Finanzierungsaufwand mit Freibetrag 
(1/4 der Entgelte für Schulden, Renten, Gewinne, Dividenden, Mieten, Lizenzen) 

� Abschaffung Staffeltarif, Absenkung Gewerbesteuermesszahl

� Bewusste Entfernung vom Äquivalenzprinzip führt zur 
verfassungsrechtlich angreifbar (Nähe zur Ertragsbesteuerung)

� „Substanzbesteuerung“  - Wertschöpfungsteuer 
◦ Feuerwehr kommt nur bei guter Konjunkturlage!??

◦ In anderen Industrieländern deutlich höhere „Substanzbesteuerung“

(Koalitionsvertrag S. 93: Gewerbesteuer erhalten!)





� Albrecht-Initiative (1988): 
hälftige Bundesfinanzierung der kommunalen Soziallasten 

� Beschluss des nordrhein-westfälischen Landtages (2010): 
hälftige Finanzierung der kommunalen Soziallasten

� Gerichte/ Rechnungshof

◦ OVG Koblenz (2010): hälftige Beteiligung des Landes am Zuwachs der 
kommunalen Sozialausgaben

◦ Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz (2012): 
Land ist zuständig; Wachstum regulierter Ausgaben kann Abweichung vom 
Symmetriegrundsatz begründen

◦ Rechnungshof Rheinland-Pfalz (2012): u.a. hälftige Beteiligung an den 
Sozialleistungen ohne Grundsicherung im Alter

� hälftige Übernahme der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbslosigkeit  durch den Bund 

� Fiskalpakt (2012): 
Bund soll Eingliederungshilfe für Behinderte übernehmen

(Koalitionsvertrag S 88: 1 (Koalitionsvertrag S 88: 1 (Koalitionsvertrag S 88: 1 (Koalitionsvertrag S 88: 1 –––– 5 5 5 5 MrdMrdMrdMrd/a durch Bund)/a durch Bund)/a durch Bund)/a durch Bund)









� EU-Trinkwasser-Richtlinie
(Kontroll-Aufwand)

� EU-Energieeffizienz-Richtlinie und Ökodesign-Richtlinie
(über 1.000 städtische Gebäude in Bochum)

(Koalitionsvertrag S. 52: Bund will sachgerecht umsetzen!) Koalitionsvertrag S. 52: Bund will sachgerecht umsetzen!) Koalitionsvertrag S. 52: Bund will sachgerecht umsetzen!) Koalitionsvertrag S. 52: Bund will sachgerecht umsetzen!) 

� EU-Arbeitszeitregelungen
(Opt-out-Regelung bei der Bochumer Feuerwehr gekippt)

� EU-Erweiterung und Freizügigkeits-Richtlinie 
(Wegfall der Beschränkungen zur Arbeitnehmer-
freizügigkeit zum 01.01.2014; “Armutsflüchtlinge“ 
wie im Dortmunder und Duisburger Norden…?)





� Polizei und Ordnungsamt, Einwohneramt 
Identitätsfeststellungen, Berechtigungsprüfungen, Sicherstellungen, 
Untersagungen, Platzverweise, Verwarngelder (z.B. gegen organisiertes 
Betteln im Rahmen krimineller Strukturen, Prostitution etc.), in der Regel 
unter Einsatz von DolmetscherInnen

� Schulamt, Jugendamt, Gesundheitsamt, Sozialamt, Jobcenter
Sprachkurse, Einschulungsuntersuchung und Schulzuweisung 
/Auffangklassen, Elternberatung, Ausschluss einer Kindeswohlgefährdung, 
gesicherter Zugang zu KiTas und einer bedarfsgerechten Förderung in den 
KiTas, Infektionsschutz (z.B. Tuberkulose, Hepatitis, HIV) und akute 
Versorgung bei fehlendem KV-Schutz, ggf. Rückkehrhilfen 

� Bauordnungsamt, Planungsamt und Liegenschaftsamt 
„Problem-Immobilien“ und Wohnungsaufsichtsgesetz NW 2014: 
Instandsetzungsanordnungen und Ersatzvornahmeverfügungen



Koalitionsvertrag S. 108: Förderprogramme verstärkt nutzen! 





� Grundgesetz: 
kommunale Selbstverwaltungsgarantie (Art. 28 II GG) 
(umfasst auch das Recht zur freien Aufgaben-Organisation im Rahmen der 
Gemeindeordnung):

◦ rein hoheitlich

◦ im Rahmen von öffentlich-rechtlichen Einrichtungen (z.B. AöR)

◦ im Rahmen privatwirtschaftlich organisierter Gesellschaften

◦ mit privaten Partnern (gemischtwirtschaftlich)

◦ mit öffentlich-rechtlichen Partnern (interkommunale Kooperation)

� EU: Liberalisierung und Deregulierung 
der wirtschaftlichen öffentlichen Dienstleistungen
◦ Wasserversorgung und Entwässerung?

◦ Hausmüllentsorgung?

◦ Energiewirtschaft 

� Begrenzung der Gebietskonzessionen (Rekommunalisierung!?)

� „Unbundling“ = Trennung von Erzeugung und Vertrieb von Strom
(Koalitionsvertrag S. 164: Einschränkung der Daseinsvorsorge(Koalitionsvertrag S. 164: Einschränkung der Daseinsvorsorge(Koalitionsvertrag S. 164: Einschränkung der Daseinsvorsorge(Koalitionsvertrag S. 164: Einschränkung der Daseinsvorsorge
durch EUdurch EUdurch EUdurch EU----Politik offensiv entgegentreten!)Politik offensiv entgegentreten!)Politik offensiv entgegentreten!)Politik offensiv entgegentreten!)



� EU-Vergaberecht: Vergabe öffentlicher Aufträge
◦ europaweite Ausschreibungen
◦ auch eigene Unternehmen im Wettbewerb (Inhousefähigkeit)
◦ USB musste in zwei Gesellschaften aufgeteilt werden 

� EU-Beihilferecht: Verwendung öffentlicher Mittel 
◦ Notifizierung von Zuschüssen bei der EU
◦ „Betrauungsakte“ für kommunale Unternehmen z.B. des ÖPNV
◦ Provisionen für kommunale Bürgschaften 

� EU-Steuerrecht: 
Umsatz- und Ertrags-Besteuerung der öffentliche Hand
◦ BFH sieht überall „Leistungsaustausch“ anstelle einer 

gemeinwohlorientierten Förderung
◦ Wegfall der öffentlichen Beistandsleistungen 
◦ Besteuerung der interkommunalen Kooperation  

(Koalitionsvertrag S. 91:

Interkommunale Kooperation soll umsatzsteuerfrei bleiben! )



BörsenBörsenBörsenBörsen----Strompreise Strompreise Strompreise Strompreise 
(Phelix Futures der letzten 5 Jahre in €/MWh)

Fukushima

Koalitionsvertrag S. 50ff:

mit Ausbaukorridor für Erneuerbare Kostendynamik des EEG begrenzen; 

Ausnahme für stromintensive Unternehmen im EEG europarechtlich absichern !

Kurzfristig Reservekapazitäten sicherstellen, mittelfristig Kapazitätsmärkte entwickeln!



CO2CO2CO2CO2----ZertifikateZertifikateZertifikateZertifikate in € pro t 
(European Energy Exchange; Spotmarkt)

Koalitionsvertrag S. 50:  

Emissionshandel soll wirksam werden!

„Backloading“ bleibt Ausnahme!





Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 

Jahresgutachten 2013/2014, November 2013, S. 57





BayernLB: Wirtschaft und Finanzmärkte, Dezember 2013, S. 13



Euro-Einführung Staatspleiten werden denkbar:

die Nachfrage nach „safe haven“-

Staatsanleihen steigt



„„„„windfallwindfallwindfallwindfall profitprofitprofitprofit“ niedriger “ niedriger “ niedriger “ niedriger ZinssätzeZinssätzeZinssätzeZinssätze
(„Staatsschuldenkrise“ und Bochums jährliche Zinslast in Mio €)
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� Der „Konzern Stadt Bochum“ ist ein Konglomerat mit 
extrem vielfältigen Aufgaben
(grobe Schätzungen: 7 Mrd € Bilanzsumme, 
15.000 Arbeitsplätze, jährliche Verluste).

� Erträge, Aufwendungen und Defizite, 
Handlungsanforderungen, -möglichkeiten und –
restriktionen der Stadt hängen extrem von Landes-, 
Bundes- und EU-Vorgaben (insb. in der Energie-, Sozial-
und Steuerpolitik) ab.

� Die Zukunftsfähigkeit Bochums liegt vor allem im Umfeld 
der dynamischen Hochschulen und dem hervorragenden 
Infrastruktur-Angebot.




